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Stellungnahme: Schutz für Afghaninnen und Afghanen in Deutschland – keine Vertretung der

Taliban

Berlin, 14.08.2026

Die  Situation  in  Afghanistan  ist  für  viele  Menschen  weiterhin 
lebensbedrohlich.  Besonders  Frauen  und  Mädchen  werden  ihrer 
grundlegenden Rechte beraubt. Sie dürfen nicht frei leben, lernen, arbeiten 
und sich sicher im öffentlichen Raum bewegen.

Doch nicht nur Frauen sind gefährdet: Auch Männer, Kinder, Jugendliche 
und  Familien  leben  unter  der  Herrschaft  der  Taliban  in  Angst  und 
Unsicherheit. Viele Afghaninnen und Afghanen

mussten deshalb ihr Land verlassen, um ihr Leben zu retten. Umso größer 
ist  unsere  Sorge  darüber,  dass  die  Taliban  zunehmend  als 
Gesprächspartner behandelt werden und ihre Vertreter

Zugang zu deutschen Behörden und Institutionen erhalten.

Für Afghaninnen und Afghanen, die vor den Taliban geflohen sind, ist dies 
ein  schwerwiegendes  und  beunruhigendes  Signal.  Wir  wollen  keine 
offiziellen Vertreter des Taliban-Regimes in

Deutschland. Insbesondere lehnen wir ab, dass Vertreter der Taliban in 
Berlin  oder  in  anderen  Bundesländern  offizielle  diplomatische  oder 
konsularische Aufgaben für Afghanistan wahrnehmen.

Wir fordern deshalb, dass die derzeitigen Vertretungen, die dem Taliban-
Regime zugerechnet werden, so schnell wie möglich überprüft und ihre 
Anerkennung als offizielle Vertretungen der

Taliban beendet wird, soweit dies rechtlich möglich ist.

Die afghanischen Botschaften und Konsulate in Deutschland dürfen nicht 
zu  Einrichtungen  werden,  über  die  das  Taliban  Regime  Einfluss  auf 
Afghaninnen und Afghanen in Deutschland ausüben kann.

Die Taliban dürfen aus unserer Sicht kein Recht erhalten, die afghanischen 
diplomatischen Vertretungen in Deutschland für ihre politischen Zwecke 
zu nutzen oder die Angelegenheiten von Afghaninnen und Afghanen hier 
zu kontrollieren. Menschen, die vor der Verfolgung durch die

Taliban  nach  Deutschland  geflohen  sind,  müssen  hier  sicher  leben 
können.  Sie dürfen nicht  das Gefühl  bekommen,  dass diejenigen,  vor 
denen sie geflohen sind, ihnen auch in Deutschland

wieder nahekommen oder Einfluss auf ihr Leben und ihre persönlichen 
Daten erhalten könnten.

Wir fragen deshalb: Was geschieht mit dem Schutz der Afghaninnen und 
Afghanen in Deutschland, wenn Vertreter des Taliban-Regimes Zugang zu 
Informationen und Behörden erhalten? Wer schützt die Menschen, die vor 
ihnen geflohen sind?
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Es ist für uns besonders beunruhigend, dass Vertreter der Taliban nach 
unseren Informationen vor drei Wochen im BAMF an der Vorführung bzw. 
im Zusammenhang mit der Vorführung von abzuschiebenden Menschen 
beteiligt waren. Eine solche Zusammenarbeit mit Vertretern der Taliban 
darf nicht dazu führen, dass Menschen, die vor den Taliban geflohen sind, 
ihnen  bei  einer  Abschiebung  oder  in  deutschen  Behörden  wieder 
unmittelbar gegenüberstehen. Wir fordern:

Keine offiziellen Vertreter des Taliban-Regimes in deutschen Botschaften 
oder  Konsulaten.  Eine  schnelle  Überprüfung  und  Beendigung  der 
Anerkennung  von  Vertretungen  des  Taliban-Regimes  in  Deutschland, 
soweit rechtlich möglich.

Keine Weitergabe persönlicher Daten und Akten von Afghaninnen und 
Afghanen  an  Vertreter  der  Taliban.  Keine  Zusammenarbeit,  die  das 
Vertrauen und die Sicherheit von Schutzsuchenden

gefährdet. Besonderen Schutz für Frauen, Kinder und Jugendliche.

Schutz für Menschen, die wegen Verfolgung durch die Taliban Afghanistan 
verlassen mussten.

Ein Leben ohne Angst in Schule, Ausbildung, Arbeit und im Alltag.

Die  konsequente  Verteidigung  von  Demokratie,  Menschenrechten, 
Frauenrechten und Kinderrechten.

Wir, Jugendliche ohne Grenzen, BBZ und der Flüchtlingsrat Berlin, sagen 
klar:  Afghaninnen und Afghanen,  die in  Deutschland Schutz gefunden 
haben, müssen hier ohne Angst leben können.

Kinder  und  Jugendliche  müssen  sicher  zur  Schule  gehen  und  ihre 
Ausbildung fortsetzen können.

Frauen müssen ohne Angst arbeiten, lernen und am gesellschaftlichen 
Leben teilnehmen können. Familien müssen in Sicherheit leben können.

Niemand darf befürchten müssen, dass das Regime, vor dem er oder sie 
geflohen ist, plötzlich auch in Deutschland Einfluss auf das eigene Leben 
bekommt.  Wir  dürfen  nicht  vergessen,  warum  so  viele  Menschen 
Afghanistan verlassen mussten.

Die  Taliban  haben  die  Rechte  von  Frauen  und  Mädchen  massiv 
eingeschränkt und die demokratischen Strukturen Afghanistans zerstört. 
Dass Menschen, die vor diesem Regime

geflohen sind, nun auch in Deutschland Angst vor dessen Einfluss haben 
müssen, ist für uns nicht akzeptabel. Wir wollen keine Normalisierung des 
Taliban-Regimes auf Kosten der Sicherheit und der Rechte afghanischer 
Menschen.

Wir wollen Demokratie verteidigen. Wir wollen Frauenrechte verteidigen. 
Wir  wollen  Kinderrechte  verteidigen.  Wir  wollen  Menschenrechte 
verteidigen. Afghaninnen und Afghanen, die in Deutschland leben, müssen 
hier sicher und ohne Angst leben können. Deutschland muss ein sicherer 
Ort für sie bleiben.


